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Bebauungsplan Nr. 78A „Ostermoor“ 

Textliche Festsetzungen

Städtebauliche Festsetzungen
 
1. Innerhalb des gem. § 4 BauNVO festgesetzten allgemeinen Wohngebietes (WA)

sind die ausnahmsweise zulässige Nutzungen gem. § 4 (3) 3-5 BauNVO (Anlagen
für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen) nicht Bestandteil des
Bebauungsplanes (§ 1 (6) BauNVO). 

2. Innerhalb des Bebauungsplanes gelten für bauliche Anlagen folgende
Höhenbezugspunkte (§ 18 (1) BauNVO):

Oberer Bezugspunkt: a) Traufe: Schnittkante zwischen den Außenflächen
des aufgehenden Mauerwerks und der
Dachhaut

b) First: obere Firstkante

Unterer Bezugspunkt: Straßenoberkante (Fahrbahnmitte) der nächsten
öffentlichen Erschließungsstraße

Die festgesetzten Traufhöhen (TH) gelten nicht für Krüppelwalme, Dachgauben,
Erker, Wintergärten und sonstige untergeordnete An- oder Ausbauten.
Geringfügige Überschreitungen der maximal zulässigen Firsthöhen durch
untergeordnete Gebäudeteile (z. B. Schornsteine) sind zulässig. 

3. Gemäß § 9 (1) Nr. 6 BauGB sind innerhalb des allgemeinen Wohngebietes (WA) je
Wohngebäude maximal zwei Wohneinheiten zulässig. Sofern als Einzelhaus
mehrere Gebäude aneinander gebaut werden, ist je Wohngebäude nur eine
Wohneinheit zulässig, je Doppelhaushälfte ist maximal eine Wohneinheit zulässig. 

4. In der abweichenden Bauweise gem. § 22 (4) BauNVO sind die Gebäude mit
seitlichem Grenzabstand als Einzelhäuser oder Doppelhäuser mit einer
Gesamtlänge von ≤ 20 m zu errichten, Hausgruppen sind nicht zulässig. Garagen
gem. § 12 BauNVO und Nebenanlagen gem. § 14 BauNVO sind auf diese
Gebäudelänge nicht anzurechnen. 

5. Innerhalb der straßenseitigen, nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind
Garagen und Stellplätze gem. § 12 BauNVO sowie Nebenanlagen gem. § 14
BauNVO nicht zulässig (§ 23 (5) BauNVO). 

6. Innerhalb der festgesetzten Flächen für Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen
Umwelteinwirkungen i. S. d. BImSchG gem. § 9 (1) Nr. 24 BauGB sind die dem
Schall (Autobahn A 29) zugewandten Fenster von Schlafräumen mit
schallgedämpften Lüftungssystemen auszustatten.

7. Als Maßnahme zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen i. S. d. BImSchG
gem. § 9 (1) Nr. 24 BauGB sind in den hierfür in der Planzeichnung besonders
gekennzeichneten Bereichen typische Aufenthaltsbereiche im Freien (z. B.
Terrassen und Balkone) nur auf den der Autobahn A 29 abgewandten Seiten im
direkten Schallschatten der zugehörigen Gebäude zulässig. Alternativ hierzu sind
die Freibereiche durch entsprechend dimensionierte Lärmschutzmaßnahmen (z. B.
Lärmschutzwände oder -wälle), die die erforderliche Schallminderung der
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Immissionswerte bewirken bzw. durch die Anordnung von Garagen oder
Nebengebäuden abzuschirmen.

Landschaftsökologische Festsetzungen

8. Innerhalb der Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung
von Boden, Natur und Landschaft gem. § 9 (1) Nr. 20 BauNVO entlang der Hahner
Bäke mit der Zweckbestimmung: „Niederungsbereich“ sind nach Maßgabe der
Begründung artenreiche Krautsäume mit Feuchtbereichen und lockerer
Gehölzbepflanzung zu entwickeln. 

9. Innerhalb der Fläche zu Regelung des Wasserabflusses sind das
Regenrückhaltebecken sowie die umliegenden Flächen naturnah zu gestalten. 

Nachrichtliche Übernahme

1. Innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes befindet sich ein
Gewässer II. Ordnung des Entwässerungsverbandes Jade (Hahner Bäke), dessen
Satzung zu beachten ist. 

Nachrichtliche Hinweise 

1. Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche
Bodenfunde (das können u. a. sein: Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen,
Schlacken sowie auffällige Bodenverfärbungen u. Steinkonzentrationen, auch
geringe Spuren solcher Funde) gemacht werden, sind diese gemäß § 14 Abs. 1
des Nds. Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) meldepflichtig und müssen der
Bezirksregierung Weser-Ems, Dez. 406 - Archäologische Denkmalpflege - oder
der unteren Denkmalschutzbehörde des Landkreises unverzüglich gemeldet
werden. Meldepflichtig sind der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der
Unternehmer. Bodenfunde und Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 des NDSchG
bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach der Anzeige unverändert zu lassen, bzw. für
ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde vorher die
Fortsetzung der Arbeit gestattet. 

2. Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten Hinweise auf Altablagerungen
zutage treten, so ist unverzüglich die untere Bodenschutzbehörde zu
benachrichtigen. 

Örtliche Bauvorschriften

1. Der Geltungsbereich der örtlichen Bauvorschriften ist identisch mit dem des
Bebauungsplanes Nr. 78A „Ostermoor“.

2. Innerhalb der allgemeinen Wohngebiete (WA) sind die Dächer der Hauptgebäude
ausschließlich als geneigte Dächer mit einer Neigung von ≥ 15° zu errichten.
Dieses gilt nicht für Dachgauben, Dacherker, Krüppelwalme, Wintergärten und
weitere, dem Gebäude deutlich untergeordnete Bauteile gem. § 7b NBauO sowie
für Garagen gem. § 12 BauNVO und Nebenanlagen gem. § 14 BauNVO in Form
von Gebäuden bis zu einer Grundfläche von max. 25 qm.

3. Gemäß § 56 (1) Nr. 4 NBauO sind im Geltungsbereich des Bebauungsplanes
oberirdische Freileitungen (Niederspannungs- und Fernmeldeleitungen) nicht
zulässig. 
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